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I. EINLEITUNG 

Im Einklang mit Artikel 294 AEUV und mit der Gemeinsamen Erklärung zu den praktischen 

Modalitäten des Mitentscheidungsverfahrens1 haben der Rat, das Europäische Parlament und die 

Kommission informelle Gespräche geführt, um in erster Lesung zu einer Einigung über dieses 

Dossier zu gelangen und somit eine zweite Lesung und die Einleitung des Vermittlungsverfahrens 

zu vermeiden. 

                                                 
1 ABl. C 145 vom 30.6.2007, S. 5. 

038037/EU XXVI. GP
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In diesem Zusammenhang hat die Berichterstatterin, Frau Nathalie GRIESBECK (ALDE, FR), im 

Namen des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres eine Kompromissabänderung 

(Abänderung 145) zu dem Verordnungsvorschlag vorgelegt. Über diese Abänderung war bei den 

genannten informellen Gesprächen Einvernehmen erzielt worden. 

Außerdem hat die EFDD-Fraktion eine weitere Abänderung (Abänderung 146) eingebracht. 

II. ABSTIMMUNG 

Das Parlament hat bei seiner Abstimmung im Plenum am 4. Oktober 2018 die 

Kompromissabänderung (Abänderung 145) zum Verordnungsvorschlag angenommen. Es wurden 

keine weiteren Abänderungen angenommen. Der so geänderte Kommissionsvorschlag stellt den 

Standpunkt des Parlaments in erster Lesung dar und ist in dessen legislativer Entschließung (siehe 

Anlage)2 enthalten. 

Der Standpunkt des Parlaments entspricht der zuvor zwischen den Organen getroffenen 

Vereinbarung. Folglich dürfte der Rat in der Lage sein, den Standpunkt des Parlaments zu billigen. 

Der Gesetzgebungsakt würde anschließend in der Fassung des Standpunkts des Parlaments erlassen. 

 

 

 

                                                 
2 Im Standpunkt des Parlaments in der Fassung der legislativen Entschließung sind die 

Änderungen gegenüber dem Kommissionsvorschlag wie folgt markiert: Ergänzungen zum 
Kommissionsvorschlag sind durch Fettdruck und Kursivschrift kenntlich gemacht. Das 
Symbol "  
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ANLAGE 
4.10.2018 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 4. Oktober 2018 zu dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen 
(COM(2016)0819 – C8-0002/2017 – 2016/0412(COD)) 

 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2016)0819), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C8-0002/2017), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– unter Hinweis auf die vom tschechischen Senat im Rahmen des Protokolls Nr. 2 über die 
Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit vorgelegte 
begründete Stellungnahme, in der geltend gemacht wird, dass der Entwurf eines 
Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist, 

– unter Hinweis auf die vorläufige Einigung, die gemäß Artikel 69f Absatz 4 seiner 
Geschäftsordnung vom zuständigen Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom 
Vertreter des Rates mit Schreiben vom 20. Juni 2018 gemachte Zusage, den Standpunkt des 
Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 
sowie auf die Stellungnahmen des Ausschusses für Wirtschaft und Währung und des 
Rechtsausschusses (A8-0001/2018), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission 
sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 
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P8_TC1-COD(2016)0412 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 4. Oktober 2018 im 

Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2018/... des Europäischen Parlaments und des 

Rates über die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und 

Einziehungsentscheidungen 

 – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 82 

Absatz 1 Buchstabe a, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren3, 

                                                 
3  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 4. Oktober 2018. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Union hat sich den Aufbau und die Erhaltung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit 

und des Rechts zum Ziel gesetzt.  

(2) Die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen in der Union beruht auf dem Grundsatz der 

des Europäischen Rates vom 15. und 16. Oktober 

der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen in der Union gilt. 

(3) Die Sicherstellung und die 

gehören zu den wirksamsten Mitteln der Kriminalitätsbekämpfung. Im Einklang mit dem 

"Stockholmer Programm 

 n für eine wirksamere Ermittlung, Einziehung 

und Verwertung von durch Straftaten erlangtem Vermögen ein.4 

                                                 
4 ABl. C 115 vom 4.5.2010, S. 1. 
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(4) Da die Kriminalität häufig grenzüberschreitenden Charakter hat, ist eine wirksame grenz-

e und Erträge aus Straftaten 

sicherstellen und einziehen zu können.  

(5) Den derzeitigen Rechtsrahmen der Union im Bereich der gegenseitigen Anerkennung von 

Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen bilden  

2003/577/JI5 2006/783/JI6 des Rates.  

(6) Wie aus den Berichten der Kommission über die Umsetzung der Rahmen-

beschlüsse 2003/577/JI und 2006/783/JI deutlich wird, sind die bestehenden Regelungen 

für die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen 

nur eingeschränkt wirksam. Diese Rahmenbeschlüsse sind in den Mitgliedstaaten bislang 

nicht einheitlich umgesetzt und angewandt worden, was dazu geführt hat, dass die gegen-

seitige Anerkennung derzeit noch unzulänglich 

Zus  ist. 

                                                 
5 Rahmenbeschluss 2003/577/JI des Rates vom 22. 

 
 (ABl. L 196 vom 2.8.2003, S. 45). 

6 Rahmenbeschluss 2006/783/JI des Rates vom 6. 
ngen 

(ABl. L 328 vom 24.11.2006, S. 59). 
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(7) Der Rechtsrahmen der Union für die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und 

Einziehungsentscheidungen hat nicht mit den jüngsten gesetzgeberischen Entwicklungen 

auf Ebene der Union und der Mitgliedstaaten Schritt gehalten. So enthält insbesondere die 

Richtlinie 2014/42/EU 7 Mindestvorschriften 

für die Sicherstellung und die Einziehung von Vermögensgegenständen. Diese 

gemeinsamen Mindestvorschriften betreffen die Einziehung vo

Erträgen aus Straftaten, auch im Fall von Krankheit oder Flucht der verdächtigen oder 

beschuldigten Person, wenn in Bezug auf eine Straftat bereits ein Strafverfahren eingeleitet 

wurde, die erweiterte Einziehung und die Dritteinziehung. Diese Mindestvorschriften 

betreffen ferner die Sicherstellung von Vermögensgegenständen zum Zwecke ihrer 

etwaigen späteren Einziehung. Die in dieser Richtlinie aufgeführten Arten der 

Sicherstellungs- und tsrahmen für 

die gegenseitige Anerkennung umfasst werden. 

                                                 
7 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über 

Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39). 
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(8) Bei der Verabschiedung der Richtlinie 2014/42/EU haben das Europäische Parlament und 

der Rat  festgehalten, dass ein wirksames System der Sicherstellung 

und Einziehung in der 

Anerkennung von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen verknüpft ist. Da ein 

Erträgen aus Straftaten in der Union eingerichtet werden muss, haben das Europäische 

Parlament und der Rat die Kommission aufgefordert, einen Gesetzgebungsvorschlag über 

die gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen 

vorzulegen. 

(9) Laut der Mitteilung der Kommission vom 28.   Europäische 

Sicherheitsagenda“, beruht die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen auf wirksamen 

grenzübergreifenden Instrumenten und stellt die gegenseitige Anerkennung von Urteilen 

und gerichtlichen Entscheidungen ein Schlüsselelement des EU-Sicherheitsrahmens dar. 

Dort wird ferner darauf hingewiesen, dass die gegenseitige Anerkennung von 

Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen verbessert werden muss. 
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(10) In ihrer Mitteilung vom 2. Februar  Aktionsplan für ein intensiveres 

wird. Die Kommission erklärte, dass den Straftätern die Erträge aus ihren Straftaten 

unbedingt entzogen werden müssen, um der organisierten Kriminalität, die der 

Kommission, dass dafür gesorgt werden muss, dass in der gesamten EU die Möglichkeiten 

zur Vollstreckung von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen jeglicher Art 

durch die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung voll ausgeschöpft 

werden. 

(11) Zur Gewährleistung der effektiven gegenseitigen Anerkennung von Sicherstellungs- und 

Einziehungsentscheidungen sollten die Vorschriften über die Anerkennung und 

Vollstreckung dieser Entscheidungen in einem verbindlichen und unmittelbar anwendbaren 

Rechtsakt der Union festgeschrieben werden. 
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(12) Es ist wichtig, die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von Sicherstellungs- und 

 durch Vorschriften zu erleichtern, die die Mitgliedstaaten 

dazu verpflichten, Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen, die von einem 

anderen Mitgliedstaat im Rahmen von  erlassen wurden, ohne 

 anzuerkennen und diese Entscheidungen in ihrem Hoheitsgebiet zu 

vollstrecken.  

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 11
ANLAGE GIP.2  DE 
 

(13) Diese Verordnung sollte für alle Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen gelten, 

von Sicherstellungs- , die im Anschluss an ein 

Verfahren im Zusammenhang mit einer Straftat ergehen, d. h. nicht nur für 

Entscheidungen, die unter die Richtlinie 2014/42/EU fallen. Er gilt auch für andere Arten 

von Entscheidungen, die ohne rechtskräftige Verurteilung ergehen. 

 nicht existieren, 

sollte der betreffende Mitgliedstaat die von einem anderen Mitgliedstaat erlassene 

ere 

- und 

Einziehungsentscheidungen, die im Rahmen von  Zivilsachen oder 

Verwaltungssachen ergehen, 

 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RIL&code2=&gruppen=Link:2014/42/EU;Year:2014;Nr:42&comp=


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 12
ANLAGE GIP.2  DE 
 

(14) Diese Verordnung -  im 

Zusammenhang mit Straftaten, die unter die Richtlinie 2014/42/EU fallen, sowie für 

Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen im Zusammenhang mit anderen 

Straftaten gelten. Die Straftaten, die unter diese Verordnung fallen, sollten deshalb nicht 

Straftaten mit grenzüberschreitender Dimension beschränkt sein, 

da nach Artikel 82  

für Maßnahmen zur Festlegung von Regeln und Verfahren, mit denen die gegenseitige 

Anerkennung von Urteilen in Strafsachen sichergestellt wird, eine derartige Einschränkung 

nicht erforderlich ist. 
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(15) Eine Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf der Grundlage des Grundsatzes der gegen-

seitigen Anerkennung und auf der Grundlage der unmittelbaren Vollstreckung 

gerichtlicher Entscheidungen setzt voraus, dass die Mitgliedstaaten darauf vertrauen 

können, dass die anzuerkennenden und zu vollstreckenden Entscheidungen stets im 

Einklang mit den Grundsätzen der Rechtmäßigkeit, der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit ergehen. Diese Zusammenarbeit setzt auch voraus, dass die Rechte 

en sollten. Zu diesen betroffenen Personen, bei 

rin des von der Entscheidung betroffenen 
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(16) Die Pflicht zur Achtung der Grundrechte und der allgemeinen Rechtsgrundsätze, wie sie in 

Artikel 6 EUV  niedergelegt sind, wird durch 

diese Verordnung nicht berührt.  

(17) Diese Verordnung wahrt die in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im 

Folgenden "Charta") und der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten (im Folgenden "EMRK") anerkannten Grundrechte und Grundsätze. 

Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion, der sexuellen 

 Diese Verordnung sollte unter Achtung dieser 

Rechte und Grundsätze angewandt werden.  
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(18)   Richtlinien 2010/64/EU8, 2012/13/EU9, 2013/48/EU10, 

(EU) 2016/34311, (EU) 2016/80012 und (EU) 2016/191913 des Europäischen Parlaments 

und des Rates verankert sind, sollten innerhalb des Geltungsbereichs dieser Richtlinien 

keine Strafverfahren dung finden.  

  

                                                 
8 Richtlinie 2010/64/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 

über das Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren (ABl. L 280 
vom 26.10.2010, S. 1). 

9 Richtlinie 2012/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über 
das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren (ABl. L 142 vom 1.6.2012, 
S. 1). 

10 Richtlinie  Oktober 2013 

  L 294 vom 
6.11.2013, S.  

11 Richtlinie   2016 

 L 65 vom 11.3.2016, S.  
12 Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 

über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte 
Personen in Strafverfahren sind (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 1). 

13 Richtlinie 
26. Oktober 

llstreckung eines 
 L 297 vom 4.11.2016, S.  
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 Mit den Regeln für die Übermittlung, Anerkennung und Vollstreckung von Sicher-

stellungs- 

Verfahren zur Abschöpfung von unrechtmäßig erworbenem Vermögen seinen Zweck 

erfüllt;  

 

liegenden Sachverhal

- 

Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidungen in dessen 
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Sicherstellungs- 

 

- 
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Sicherstellungsentscheidungen nach nationalem Recht In 

ermittlung an die 

 

 

mittlung einer Sicherstellungsbescheinigung 

g oder eine beglaubigte 

ie 

14 

 

(24) -

direkt an die 

Vollstreckungsbehörde oder 

-

-mittel 

 

                                                 
14   2008/976/JI des Rates vom 16. 

 L 348 vom 24.12.2008, S.  
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 -

bescheinigung, die sich auf eine Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidung 

Einkommen der Person vermutet, gegen die die Entschei

dung ergangen ist, sich 
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- 

icherstellungs- und 
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(27) 

, so sollte der 

angegebenen llte die 

-

efahr besteht, 

-
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-, Ein

 

(29) Die Vollstreckungsbehörde sollte Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen 

 

Beschluss über die Anerkennung und Vollstreckung der Sicherstellungsentscheidung oder 

Einziehungsentscheidung und die Durchführung der Sicherstellung oder Einziehung 

sollten -

staatlichen  erfolgen. Es sollten Fristen festgelegt werden, die 

 1182/71 des Rates15  mit 

denen sichergestellt wird, dass die Entscheidung über die Anerkennung der 

Sicherstellung entscheidung rasch und wirksam ergeht 

und diese rasch und wirksam vollstreckt wird. entscheidungen sollte 

 

einleiten. 

                                                 
15  1182/71 des Rates vom 3. Juni 

 L 124 vom 8.6.1971, S.  
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(30) Bei der Vollstreckung einer Sicherstellungsentscheidung sollten die Entscheidungsbehörde 

und die Vollstreckungsbehörde dem Gebot der Vertraulichkeit der Ermittlungen gebührend 

Rechnung tragen. Insbesondere sollte die Vollstreckungsbehörde die Vertraulichkeit des 

Sachverhalts und des Inhalts der Sicherstellungsentscheidung gewährleisten. 

-

 

(31) Die Anerkennung und Vollstreckung einer Sicherstellungsentscheidung oder 

Einziehungsentscheidung sollte nur aus den in dieser Verordnung festgelegten Gründen 

abgelehnt werden können. Diese Verordnung sollte es erlauben, dass die 

Vollstreckungsbehörden die Anerkennung oder Vollstreckung von 

Einziehungsentscheidungen versagen dürfen, wenn sie gegen den Grundsatz "ne bis in 

idem" verstößt oder wenn die Rechte betroffener Parteien oder das Recht auf Anwesenheit 

in der Verhandlung nicht gewahrt werden. 
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entscheidung im Zusammenhang mit einer 

 

vorgesehen ist. 

 

- 

eine solch
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(34) iheit, der Sicherheit und des Rechts innerhalb der 

- oder 

samen 

Rechtsbehelf, das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren und das Recht auf 

eingreif
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 - oder 

 -

 

  -

-
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(38) Die Vollstreckungsbehörde sollte die Möglichkeit haben, die Vollstreckung einer 

Sicherstellungs-  auszusetzen, insbesondere wenn 

deren Vollstreckung laufende strafrechtliche Ermittlungen beeinträchtigen könnte. Sobald 

die Aussetzungsgründe entfallen  die 

Vollstreckung der Entscheidung erforderlichen Maßnahmen treffen. 

 

 

Sicherstellungsen

Recht des Entscheidungsstaats. 
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(40) Die Entscheidungsbehörde sollte unverzüglich in Kenntnis gesetzt werden, wenn eine 

Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidung nicht vollstreckt werden kann. Grund für 

die Unmöglichkeit der Vollstreckung kann sein, dass der Vermögensgegenstand bereits 

eingezogen wurde, verschwunden ist,  an dem von der 

Entscheidungsbehörde angegebenen Ort nicht aufzufinden ist oder die Angabe des Orts, an 

dem sich der Vermögensgegenstand befindet, 

 zu ungenau war. 

Entscheidung 
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 schlossen ist, sollte die 

-

 oder 

sie als sachdienlich erachtet. 

(43) Für die Vollstreckung einer Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidung sollte das 

Recht des Vollstreckungsstaats maßgebend sein, und nur die Behörden dieses Staats 

 Gegebenenfalls 

fgabenbereichs bei Fragen im Zusammenhang mit 

- 

 

(44) 

gleichzeitiger Vollstreckung einer Einziehungsentscheidung in mehr als einem Mitglied-

staat, ist ein enger Kontakt zwischen den zuständigen nationalen Behörden. Daher sollten 

die zuständigen nationalen Behörden einander bei Bedarf 

 konsultieren.  

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 30
ANLAGE GIP.2  DE 
 

(45) Das Recht der geschädigten Personen auf Entschädigung und Rückgabe sollte in grenz-

überschreitenden Fällen nicht beeinträchtigt werden. In den für die Verfügung über 

sichergestellte oder eingezogene Vermögensgegenstände geltenden Vorschriften sollte der 

Entschädigung und der Rückgabe der Vermögensgegenstände an die 

Personen Vorrang eingeräumt werden. 

rliegenden 
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-

geben, informiert 

 die 

rden, d. 
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e 

gesellschaftlich  

 

 

(49) Die Mitgliedstaaten sollten sich gegenseitig nicht die durch die Anwendung dieser 

Verordnung entstandenen Kosten in Rechnung stellen können. In Fällen, in denen dem 

Vollstreckungsstaat jedoch erhebliche oder außergewöhnliche Kosten entstanden sind, 

 sollte die Entscheidungsbehörde etwaige Vorschläge der 

Vollstreckungsbehörde zur Kostenteilung in Betracht ziehen.  
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(50) Damit Probleme, die  in den Anhängen 

dieser Verordnung festgestell in Zukunft  behoben 

 , sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß 

Artikel 290  Rechtsakte  zu erlassen. Es ist 

von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit 

die mit den 

nbarung vom 

13. 16 . 

-

das Europäische Parlament und der Rat ichen 

 

(51) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung 

von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen, von den Mitgliedstaaten nicht 

ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen seines Umfangs und 

seiner Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im 

Einklang mit dem in Artikel 5  verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

geht diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung dieses Ziels notwendige Maß 

hinaus. 

                                                 
16  123 vom 12.5.2016, S. 1. 
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(52) die Richtlinie 2014/41/EU 17 

gebundenen Mitgliedstaaten wurden die Bestimmungen des Rahmen-

beschlusses 2003/577/JI in Bezug auf die Sicherstellung von Beweismitteln bereits durch 

die Bestimmungen jener Richtlinie ersetzt. Was die Sicherstellung von Vermögens-

gegenständen betrifft, sollte die vorliegende Verordnung für die an sie gebundenen 

Mitgliedstaaten den Rahmenbeschluss 2003/577/JI ersetzen. Für die an diese Verordnung 

gebundenen Mitgliedstaaten sollte sie auch den Rahmenbeschluss 2006/783/JI ersetzen. 

Rahmenbeschlusses 

Rahmenbeschlusses 

gebundenen Mitglie  

 

 

                                                 
17  Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über 

die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen (ABl. L 130 vom 1.5.2014, S. 1). 
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 2007/845/JI des Rates18 -

-

einer Sicherstellungs-   

(55) Nach Artikel 3  1 des dem EUV und dem AEUV beigefügten 

Protokolls  21 über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich 

des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 

.  

  1 und    21 und 

unbeschadet des Artikels 

dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 

Anwendung verpflichtet. 

                                                 
18  2007/845/JI des Rates vom 6. 

 -
 L 332 vom 18.12.2007, S. . 
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(57) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls  22 

über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser 

Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung 

verpflichtet –  

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:  
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Artikel 1 

Gegenstand  

(1) Diese Verordnung legt die Vorschriften fest, nach denen die Mitgliedstaaten in ihrem 

Hoheitsgebiet Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen anerkennen und 

in Strafsachen 

erlassen wurden.  

(2) Diese Verordnung berührt nicht die Pflicht, die Grundrechte und die allgemeinen Rechts-

grundsätze, wie sie in Artikel 6 EUV niedergelegt sind, zu achten.  

 - 

n. 

 - entscheidungen, die 
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Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

(1) 

-

 

 "Einziehungsentscheidung" eine rechtskräftige Strafe oder Maßnahme, die von einem 

Gericht im Anschluss an ein Verfahren im Zusammenhang mit einer Straftat verhängt wird 

und die zur endgültigen Entziehung von Vermögensgegenständen einer natürlichen oder 

juristischen Person führt; 

  "Vermögensgegenstände" körperliche oder unkörperliche, bewegliche oder unbewegliche 

Vermögensgegenstände jeder Art sowie Urkunden oder rechtserhebliche Schriftstücke, die 

das Recht auf solche Vermögensgegenstände oder Rechte daran belegen, hinsichtlich deren 

die Entscheidungsbehörde der Auffassung ist, dass sie  

a) den Ertrag aus einer Straftat oder dessen Gegenwert darstellen, 

ob sie ganz oder nur teilweise dem Wert dieses Ertrags entsprechen; 

b)  
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c) durch die im Entscheidungsstaat erfolgende Anwendung einer der in der 

Richtlinie 2014/42/EU genannten Einziehungsbefugnisse  sind oder 

d) aufgrund sonstiger Bestimmungen über Einziehungsbefugnisse

 nach dem Recht des Entscheidungsstaats 

 

sind;  

(4) "Ertrag" jeden wirtschaftlichen Vorteil, der direkt oder indirekt durch eine Straftat erlangt 

wird, in Vermögensgegenständen aller Art besteht und eine spätere Reinvestition oder 

Umwandlung direkter Erträge sowie geldwerte Vorteile mit ; 

(5)  alle Gegenstände, die in irgendeiner Weise ganz oder teilweise zur 

 

(6) "Entscheidungsstaat" den Mitgliedstaat, in dem eine Sicherstellungs- oder 

;  

(7) "Vollstreckungsstaat" den Mitgliedstaat, dem eine Sicherstellungs- oder 

Einziehungsentscheidung zum Zwecke der Anerkennung und Vollstreckung übermittelt 

wird; 
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(8) "Entscheidungsbehörde" 

a) bei Sicherstellungsentscheidungen: 

i) einen Richter, ein 

betreffenden Fall oder 

ii) eine andere vom Entscheidungsstaat als solche benannte zuständige Behörde, 

die nach nationalem Recht in Strafsachen dafür zuständig ist, die Sicher-

stellung von Vermögensgegenständen anzuordnen oder eine Sicherstellungs-

entscheidung zu vollstrecken. Die Sicherstellungsentscheidung wird außerdem 

vor ihrer Übermittlung an die Vollstreckungsbehörde von einem Richter, einem 

 bestätigt, nachdem 

überprüft wurde, ob die Voraussetzungen für den Erlass einer solchen 

von einem Richter, einem Gericht oder einem Staatsanwalt bestätigt worden, so 

gilt auch diese andere zuständige Stelle für die Zwecke der Übermittlung der 

Entscheidung als Entscheidungsbehörde; 

b) bei Einziehungsentscheidungen eine vom Entscheidungsstaat als solche benannte 

Behörde, die nach nationalem Recht in Strafsachen für die Vollstreckung einer von 

einem Gericht erlassenen Einziehungsentscheidung zuständig ist; 
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(9) "Vollstreckungsbehörde" eine Behörde, die für die Anerkennung einer Sicherstellungs- 

oder Einziehungsentscheidung und für die Gewährleistung ihrer Vollstreckung gemäß 

dieser Verordnung 

 anzuwendenden Verfahren zuständig ist  

 

 

 

Sicherstellungs-  

Ent  
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Artikel 3 

Straftaten 

(1) Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidungen werden ohne Überprüfung des 

Vorliegens der beiderseitigen Strafbarkeit der Handlungen, die zu diesen Entscheidungen 

geführt haben, vollstreckt, wenn diese Handlungen im Entscheidungsstaat mit einer 

Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens drei Jahren bedroht sind und nach den 

Rechtsvorschriften des Entscheidungsstaats eine oder mehrere der folgenden Straftaten 

darstellen:  

 Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung; 

  

 Menschenhandel; 

  

 illegaler Handel mit Suchtstoffen und psychotropen Substanzen; 

 illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen; 

 Korruption; 
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 Betrugsdelikte,  Betrug und anderer Straftaten zum Nachteil der 

finanziellen Interessen der Union im Sinne der Richtlinie 
19; 

  

 Wäsche von Erträgen aus Straftaten; 

 Geldfälschung einschließlich Euro-Fälschung; 

 Cyberkriminalität; 

 

oder mit bedrohten Pflanzen- und -Baumarten; 

 Beihilfe zur unerlaubten Einreise und zum unerlaubten Aufenthalt;  

 oder schwere Körperverletzung; 

 illegaler Handel mit menschlichen Organen und menschlichem Gewebe; 

 Entführung, Freiheitsberaubung oder Geiselnahme; 

 Rassismus und Fremdenfeindlichkeit; 

 Diebstahl in organisierter Form oder mit Waffen; 

 illegaler Handel mit Kulturgütern einschließlich Antiquitäten und 

Kunstgegenständen; 

                                                 
19 Richtlinie  Juli 2017 

 L 198 vom 28.7.2017, S.  

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 44
ANLAGE GIP.2  DE 
 

 Betrug; 

 Erpressung und Schutzgelderpressung; 

 Nachahmung und Produktpiraterie; 

 Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit; 

 Fälschung von Zahlungsmitteln; 

 illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstumsförderern; 

 illegaler Handel mit nuklearen oder radioaktiven Substanzen; 

 Handel mit gestohlenen Kraftfahrzeugen; 

 Vergewaltigung; 

 Brandstiftung; 

 Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs fallen; 

 Flugzeug- und Schiffsentführung; 

 Sabotage. 
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(2) Bei anderen Straftaten als den in Absatz 1 genannten kann der Vollstreckungsstaat die 

Anerkennung und Vollstreckung einer Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidung 

fizierung der Straftat nach dem 

Recht des Entscheidungsstaats davon abhängig machen, dass die Handlungen, die zu der 

Sicherstellungs- oder der Einziehungsentscheidung geführt haben, eine Straftat nach dem 

Recht des Vollstreckungsstaats darstellen. 

 

 

 

 

tscheidungen 

 

 6 vorgesehene 

der 

  

Feststellung der Echtheit der Sicherstellungsbescheinigung gestatten. 
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 -

Sicherstellungsentscheidung ode

  

 

  g vor dem Tag des 

Mitglied

ab

 

 

igung dem Mitgliedstaat, in dem die 

Person vermutet, gegen die die Entscheidung ergangen ist. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 47
ANLAGE GIP.2  DE 
 

  

-

 

  

 Ihr ist ei  

oder 

 

 -

 

 

betroffe

Personen. 
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-

g stehenden Mitteln – 

 – 

 

  

ihrem Mitgliedstaat und unterrichtet die Entscheidungs  

 

 

  -

str   
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verschiedene von der Sicherstellungsentscheidung betroffene 

 

 die Sicherstellung eines von der Sicherstellungsentscheidung betroffenen 

-

 

  die 

s

er im Entscheidungsstaat und in irgendeinem 
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Standardisierte Sicherstellungsbescheinigung 

 

 

 

 

  

 Jeder Mitglied

 die nicht die Amtssprache oder Amtssprachen des 
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Sicherstel

 8 oder einen der 

 10 geltend. 

 

der 
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Sicherstellungsentscheidungen 

  

 

 

 

 

Mein
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Handlung, aufgrund der die Sicherstellungsentscheidung ergangen ist, nach dem 

 

   2 genannten Fall die Handlung, aufgrund der die 

Sicherstellungsentscheidung ergangen ist, nach dem Recht des 

-, Zoll- und 

-, Zoll- 
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Informationen.  

 

 

 rkannt hat, 
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 rstellungsbescheinigung angegeben, dass die 

en hat, dass sich die beteiligten 

Einigung 
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angesichts ermittlungs- oder verfahrenstechnischer Erfordernisse im Entscheidungs-

 

48 Stunden nach Eingang der Sicherstellungsentscheidung bei der 

 Stunden nach diesem 
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nicht 

 

 

idungen 
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 -

lstreckung der Sicherstellungs-

 

 

t 
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 ietet, 
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 -

 

streckungs-

 

Sicherstellungsentscheidung unterrichten kann. 

  -

mit. 
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Geltungsdauer von Sicherstellungsentscheidungen 
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 1 vorgesehen ist. 

 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 63
ANLAGE GIP.2  DE 
 

 

 

 

Kenntnis. 
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 an dem in der Sicherstellungsbescheinigung angegebenen Ort nicht 

sind oder 

 

 

 

  3  b, d und e 

Sicherstellungsbescheinig
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Artikel 14 

Übermittlung von Einziehungsentscheidungen 

(1) Einziehungsen  übermittelt. 

bescheinigung nach Artikel 17 

direkt der Vollstreckungsbehörde oder gegebenenfalls der in Artikel 24 Absatz 2 

genannten zentralen Stelle in einer Weise, die einen schriftlichen Nachweis unter 

Bedingungen ermöglicht, die der Vollstreckungsbehörde die Feststellung der Echtheit der 

Einziehungsbescheinigung gestattet.  

(2) 

En
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llen 

 

 Im Falle einer Entscheidung über die Einziehung eines Geldbetrags  die 

  dem Mitgliedstaat, in dem die 

Entscheidungsbehörde aus berechtigten Gründen 

vermutet, gegen die die Einziehungsentscheidung ergangen ist. 

 Im Falle einer Entscheidung über die Einziehung bestimmter Vermögensgegenstände 

 die  dem Mitgliedstaat, 

in dem die Entscheidungsbehörde aus berechtigten Gründen solche 

Vermögensgegenstände vermutet. 

 

telt der 

Personen. 
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 Ist der Entscheidungsbehörde die zuständige Vollstreckungsbehörde 

 nicht bekannt, so versucht 

die zuständige Entscheidungsbehörde mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln – 

auch über die Kontaktstellen des  – festzustellen, 

 

(8) Ist die Behörde im Vollstreckungsstaat, die eine Einziehungsbescheinigung erhält, nicht 

ig, die Einziehungsentscheidung anzuerkennen oder die für deren 

Vollstreckung erforderlichen  

Einziehungsbescheinigung umgehend der zuständigen Vollstreckungsbehörde in ihrem 

Mitgliedstaat und unterrichtet die Entscheidungsbehörde entsprechend. 

Artikel 15 

Übermittlung einer Einziehungsentscheidung an einen oder mehrere Vollstreckungsstaaten 

(1) Eine Einziehungsbescheinigu  gemäß Artikel 14 jeweils nur einem Vollstreckungs-

staat übermittelt,  
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(2) ,  Einziehungsentscheidung bestimmte 

Vermögensgegenstände betrifft, gleichzeitig mehr als einem Vollstreckungsstaat 

übermittelt werden, wenn 

a) die Entscheidungsbehörde berechtigte Gründe zu der Annahme hat, dass sich 

verschiedene von der Einziehungsentscheidung betroffene Vermögensgegenstände in 

verschiedenen Vollstreckungsstaaten befinden, oder 

  von der Einziehungsentscheidung betroffenen bestimmten 

Vermögensgegenstands  als einem Vollstreckungsstaat 

. 

(3) ie ,  einen Geldbetrag betrifft, gleichzeitig 

mehr als einem Vollstreckungsstaat übermittelt werden, wenn hierzu nach Auffassung der 

Entscheidungsbehörde eine besondere Notwendigkeit besteht; dies gilt besonders in Fällen, 

in denen 

a) der betreffende Vermögensgegenstand nicht gemäß dieser Verordnung sichergestellt 

worden ist oder 
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b) der geschätzte Wert des Vermögensgegenstands, der im Entscheidungsstaat und in 

irgendeinem Vollstreckungsstaat eingezogen werden kann, voraussichtlich nicht zur 

Einziehung des gesamten in der Einziehungsentscheidung ausgewiesenen Betrags 

ausreicht.  

Artikel 16 

Folgen der Übermittlung von Einziehungsentscheidungen 

(1) Die Übermittlung einer Einziehungsentscheidung gemäß den Artikeln 14 und 15 

beschränkt nicht das Recht des Entscheidungsstaats, die Entscheidung zu vollstrecken. 

(2) Der Gesamtbetrag, der sich aus der Vollstreckung der Entscheidung über die Einziehung 

eines Geldbetrags ergibt, darf nicht den in dieser Entscheidung festgelegten Höchstbetrag 

 unabhängig davon, ob diese Entscheidung einem oder mehreren 

Vollstreckungsstaaten übermittelt wurde. 

(3) Die Entscheidungsbehörde unterrichtet die Vollstreckungs

wenn 
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a) sie aufgrund von Informationen, die sie von der Vollstreckungsbehörde insbesondere 

gemäß Artikel 21 Absatz 1  erhalten hat, der Auffassung ist, dass das 

Risiko besteht, dass eine Einziehung über den Höchstbetrag hinaus erfolgen könnte; 

b) 

einem anderen Vollstreckungsstaat vollstreckt wurde; in diesem Fall gibt sie an für 

oder 

c) nach Übermittlung  gemäß Artikel 14 eine Behörde 

 gezahlt wurde.  

Wenn Buchstabe a des Unterabsatz 1 greift, unterrichtet die Entscheidungsbehörde die 

Vollstreckungsbehörde so bald wie möglich, wenn das unter diesem Buchstaben genannte 

Risiko nicht mehr besteht. 
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Artikel 17 

Standardisierte bescheinigung 

(1) Um eine Einziehungsentscheidung zu übermitteln, füllt die Entscheidungsbehörde die in 

Anhang II enthaltene bescheinigung aus, unterzeichnet sie und bestätigt die 

Genauigkeit und Richtigkeit ihres Inhalts. 

(2) Die Entscheidungsbehörde stellt der Vollstreckungsbehörde eine Übersetzung der 

bescheinigung in einer der Amtssprachen des Vollstreckungsstaats oder in 

einer von dem  anderen Sprache zur 

Verfügung. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann  in einer der Kommission übermittelten Erklärung 

angeben, dass er Übersetzungen von Einziehungsbescheinigungen in eine oder mehrere 

Amtssprachen der Union, die nicht die Amtssprache oder Amtssprachen des jeweiligen 

Mitgliedstaats sind, akzeptiert. Die Kommission macht die Erklärungen allen 

Mitgliedstaaten und dem EJN zugänglich. 
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Artikel 18 

Anerkennung und Vollstreckung von Einziehungsentscheidungen 

(1) 14 übermittelte Einziehungs-

entscheidung an und trifft die erforderlichen Maßnahmen für deren Vollstreckung auf 

dieselbe Weise wie bei einer von einer Behörde des Vollstreckungsstaats erlassenen 

innerstaatlichen Einziehungsentscheidung, es sei denn, die betreffende 

Vollstreckungsbehörde macht einen der in Artikel 19 vorgesehenen Gründe für die 

Versagung der Anerkennung und der Vollstreckung oder einen der in Artikel 21 

vorgesehenen Aussetzungsgründe geltend. 

(2) Betrifft eine Einziehungsentscheidung einen bestimmten Vermögensgegenstand, so können 

die Entscheidungs  und die Vollstreckungsbehörde, sofern dies im Recht des 

Entscheidungsstaats vorgesehen ist, vereinbaren, dass die Einziehung im 

Vollstreckungsstaat durch die Einziehung eines Geldbetrags erfolgen kann, der dem Wert 

des  Vermögensgegenstands entspricht. 
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(3) Betrifft eine Einziehungsentscheidung einen Geldbetrag und kann die 

Vollstreckungsbehörde keine Zahlung erwirken, so vollstreckt sie die 

Einziehungsentscheidung gemäß Absatz 1 unter Rückgriff auf jeden zu diesem Zweck 

verfügbaren Vermögensgegenstand. Gegebenenfalls rechnet die Vollstreckungsbehörde 

den einzuziehenden Betrag in die Währung des Vollstreckungsstaats zu dem Euro-

  

(4)  Teil des Geldbetrags in einem anderen 

 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 74
ANLAGE GIP.2  DE 
 

 ne 

 

 Sobald die Vollstreckung der Einziehungsentscheidung abgeschlossen ist, unterrichtet die 

Vollstreckungsbehörde die Entscheidungsbehörde  

in einer Form, die einen schriftlichen Nachweis ermöglicht.  

Artikel 19 

Gründe für die Versagung der Anerkennung und Vollstreckung von Einziehungsentscheidungen 

(1) Die Vollstreckungsbehörde kann die Anerkennung oder Vollstreckung einer 

Einziehungsentscheidung nur dann versagen, wenn 
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a)  laufen 

würde; 

 nach dem Recht des Vollstreckungsstaats Vorrechte oder Immunitäten bestehen, die 

der Einziehung des betreffenden Vermögensgegenstands entgegenstehen, 

 

 

 

d)  

außerhalb des Hoheitsgebiets des Entscheidungsstaats und ganz oder teilweise im 

Hoheitsgebiet des Vollstreckungsstaats begangen wurde, und die Handlung, 

Vollstreckungsstaats keine Straftat darstellt; 
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e) die Rechte betroffener Personen nach dem Recht des Vollstreckungsstaats die 

einschließlich wenn sich die Unmöglichkeit der Vollstreckung aus der Einlegung von 

Rechtsbehelfen gemäß Artikel 33 ergibt; 

f) in einem in Artikel 3 Absatz 2 genannten Fall die Handlung, aufgrund der die 

Einziehungsentscheidung ergangen ist, nach dem Recht des Vollstreckungsstaats 

keine Straftat darstellt; in , die Steuer- oder Zoll- und 

Währungsbestimmungen betreffen, kann die Anerkennung oder Vollstreckung der 

des Vollstreckungsstaats nicht dieselbe Art von Steuern vorschreibt oder nicht 

dieselbe Art von Steuer- , Zoll- und Währungsbestimmungen vorsieht wie das Recht 

des Entscheidungsstaats; 
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g) laut der bescheinigung die Person, gegen die die 

 nicht persönlich zu der Verhandlung 

erschienen ist, die zu der Einziehungsentscheidung im Zusammenhang mit einer 

rechtskräftigen Verurteilung geführt hat, außer aus der bescheinigung 

geht hervor, dass die betroffene Person im Einklang mit weiteren 

verfahrensrechtlichen Vorschriften des Rechts des Entscheidungsstaates 

i  rechtzeitig persönlich v

und Ort der Verhandlung, die zu der Einziehungsentscheidung geführt hat, in 

Kenntnis gesetzt wurde oder auf anderem Wege tatsächlich offiziell vom 

n hatte, und zwar 

in einer Weise, dass sich zweifelsfrei nachweisen ließ, dass die betroffene 

Person von der anberaumten Verhandlung Kenntnis hatte und rechtzeitig 

darüber unterrichtet wurde, dass eine Einziehungsentscheidung auch im Falle 

ihres Nichterscheinens zur Verhandlung ergehen kann; 
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 in Kenntnis der anberaumten Verhandlung einem Rechts , der entweder 

von der betroffenen Person selbst oder vom Staat bestellt wurde, das Mandat 

erteilt hat, die betroffene Person bei der Verhandlung zu verteidigen, und bei 

der Verhandlung von diesem Rechts  tatsächlich verteidigt wurde; oder 

 nachdem ihr die Einziehungsentscheidung zugestellt und sie ausdrücklich über 

ihr Recht auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf ein Berufungs-

verfahren belehrt 

erneuten Prüfung des Sachverhalts einschließlich einer Prüfung neuer 

Beweismittel mit der Option der Aufhebung der ursprünglichen 

Einziehungsentscheidung , ausdrücklich erklärt hat, dass sie die 

Einziehungsentscheidung nicht anficht oder innerhalb der geltenden Frist keine 

Wiederaufnahme des Verfahrens bzw. kein Berufungsverfahren ersucht hat; 
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(2) Bevor die Vollstreckungsbehörde in einem der in Absatz 1 genannten Fälle beschließt, die 

Einziehungsentscheidung ganz oder teilweise nicht anzuerkennen oder nicht zu 

vollstrecken, hält sie in geeigneter Wiese mit der Entscheidungsbehörde Rücksprache und 

ersucht diese gegebenenfalls um unverzügliche Übermittlung aller erforderlichen Infor-

mationen.  

(3) Der Beschluss, die Anerkennung oder Vollstreckung  zu 

versagen, wird unverzüglich gefasst und der Entscheidungsbehörde umgehend in einer 

Form mitgeteilt, die einen schriftlichen Nachweis ermöglicht.  
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Artikel 20  

Fristen für die Anerkennung und Vollstreckung von Einziehungsentscheidungen 

(1)  

Vollstreckung der Einziehungsentscheidung unverzüglich, unbeschadet  4 

bescheinigung bei der 

Vollstreckungsbehörde. 

 Die Vollstreckungsbehörde teilt der Entscheidungsbehörde ihren Beschluss über die 

 Einziehungsentscheidung unverzüglich in einer 

Weise mit, die einen schriftlichen Nachweis ermöglicht.  

 Sofern keine Aussetzungsgründe nach Artikel 21 vorliegen, trifft die Vollstreckungs-

behörde  Einziehungsentscheidung erforderlichen 

 unverzüglich, 
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 Wenn in einem spezifischen Fall die Frist gemäß  nicht eingehalten werden kann, 

unterrichtet die Vollstreckungsbehörde die Entscheidungsbehörde in 

beliebiger Form, gibt dabei die Gründe an, aus denen die Frist nicht eingehalten werden 

konnte, und stimmt sich mit der Entscheidungsbehörde über einen geeigneten Zeit

 Einziehungsentscheidung  

 

vollstrecken.  

Artikel 21 

Aussetzung der Vollstreckung von Einziehungsentscheidungen 

(1) Die Vollstreckungsbehörde kann  die Vollstreckung einer gemäß 

Artikel 14 übermittelten Einziehungsentscheidung aussetzen, wenn 
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a) deren Vollstreckung laufende strafrechtliche Ermittlungen beeinträchtigen könnte; in 

 so lange 

 es für angemessen hält; 

b) sie bei einer Entscheidung über die Einziehung eines Geldbetrags der Auffassung ist, 

dass das Risiko besteht, dass der sich aus der Vollstreckung dieser 

 eingezogene Gesamtbetrag den in der 

Einziehungsentscheidung festgelegten Betrag aufgrund einer gleichzeitigen 

Vollstreckung der Einziehungsentscheidung in mehr als einem Mitgliedstaat 

erheblich übersteigen könnte; 

c) die Vermögensgegenstände bereits Gegenstand eines laufenden 

Einziehungsverfahrens im Vollstreckungsstaat sind; oder 

d) ein Rechtsbehelf gemäß Artikel  
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(2) 

 

  

 Die Vollstreckungsbehörde berichtet der Entscheidungsbehörde 

, die einen 

schriftlichen Nachweis ermöglicht, unter Angabe der Gründe für die Aussetzung sowie, 

falls möglich, der voraussichtlichen Dauer der Aussetzung.  

 

die  der Einziehungsentscheidung erforderlichen  und 

teilt dies der Entscheidungsbehörde in einer Weise mit, die einen schriftlichen Nachweis 

ermöglicht.  
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Unmöglichkeit der Vollstreckung einer Einziehungsentscheidung 

  

 rde 

Kenntnis.  

 -

uch den in 

 

 

 

 bereits einge  
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oder 

 

 

 

   b, d und e 
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Artikel 23 

Für die Vollstreckung maßgebendes Recht 

(1) Für die Vollstreckung der Sicherstellungsentscheidung oder Einziehungsentscheidung ist 

das Recht des Vollstreckungsstaats maßgebend; dessen Behörden entscheiden allein, auf 

welche Weise deren Vollstreckung erfolgt und welche Maßnahmen zu diesem Zweck 

ergriffen werden. 

(2) Eine gegen eine juristische Person ergangene Sicherstellungs- oder Ein-

ziehungsentscheidung ist selbst dann zu vollstrecken, wenn der Grundsatz der 

strafrechtlichen Haftung juristischer Personen im Vollstreckungsstaat nicht anerkannt wird. 

(3) Ungeachtet des Artikels 18 Absätze 2 und 3 kann der Vollstreckungsstaat ohne 

Zustimmung des Entscheidungsstaats keine Ersatzmaßnahmen zu der nach dem Artikel 4 

übermittelten Sicherstellungsentscheidung oder der nach dem Artikel 14 übermittelten 
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Artikel 24 

Benennung der zuständigen Behörden 

(1) Bis zum ... 

Kommission mit, welche Behörde oder Behörden im Sinne des Artikels 2 Nummern 8 

und 9 nach seinem Recht zuständig ist bzw. sind, wenn  

Entscheidungsstaat  ist. 

(2) Wenn es sich aufgrund des Aufbaus des innerstaatlichen Rechtssystems als erforderlich 

erweist, kann jeder Mitgliedstaat eine oder mehrere zentrale Behörden benennen, die für 

die administrative Übermittlung und Entgegennahme der Sicherstellungs-oder 

 und für die Unterstützung seiner zuständigen Behörden 

verantwortlich sind. Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 

. 

(3) Die Kommission macht diese nach Maßgabe dieses Artikels erhaltenen Angaben allen 

Mitgliedstaaten und dem EJN zugänglich. 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 88
ANLAGE GIP.2  DE 
 

Artikel 25 

Kommunikation 

(1) Die Entscheidungsbehörde und die Vollstreckungsbehörde halten bei Bedarf  

tel miteinander Rücksprache, um die 

effiziente Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen. 

(2) Alle Mitteilungen, einschließlich jener zur Lösung von Problemen im Zusammenhang mit 

der Übermittlung oder der  der zur Vollstreckung der Sicherstellungs- 

oder Einziehungsentscheidung erforderlichen Unterlagen, erfolgen unmittelbar zwischen 

der Entscheidungsbehörde und der Vollstreckungsbehörde und, wenn ein Mitgliedstaat 

gemäß Artikel 24 Absatz 2 eine zentrale Behörde benannt hat, gegebenenfalls unter 

Einschaltung dieser zentralen Behörde. 
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Artikel 26 

Mehrfache Entscheidungen 

(1)  zwei oder mehr von verschiedenen Mitgliedstaaten 

ausgestellte Sicherstellungs- 

erhält und diese 

Entscheidungen ausreichenden 

- oder 

 so beschließt die Vollstreckungsbehörde nach dem Recht des Vollstreckungsstaats 

 21, welche der Entscheidungen zu vollstrecken 

ist.  
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 der Frage  

 des Zeitpunkts der jeweiligen Entscheidungen bzw. ihrer Übermittlung,  

 betreffenden Straftat und  

 des . 

  

Artikel 27 

Beendigung der Vollstreckung einer Sicherstellungs-  

 - entscheidung nicht mehr vollstreckbar oder 

nicht mehr die Entscheidungsbehörde die Sicherstellungs- oder 

. 
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Sicherstellungs- 

- 

 

 Sobald die Vollstreckungs  von der Entscheidungsbehörde  2 

 unterrichtet wurde, beendet sie die Vollstreckung der Sicherstellungs- oder 

entscheidung, 
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Artikel 28 

Verwaltung sichergestellter und eingezogener Vermögensgegenstände und Verfügung darüber 

(1)  sichergestellter und eingezogener Vermögensgegenstände ist das 

 

 

 10 der 

Richtlinie 2014/42/

 

 -

 

 29 so lange im 
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  1 der 

Richtlinie 20 

 

 29 

 

 -

staats nach 

 

                                                 
20 Richtlinie  Mai 

staats verbrachten 
 L 159 vom 

28.5.2014, S.  
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die erforder

 

 

 

 

 

 die R  
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 -

 -

 

 30 

 

 -
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-

 

  

 

Geldbetrag hervorgegangen ist, s
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be des 

  

 

staat 
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 Sofern die Einziehungsentscheidung nicht mit einem Beschluss über 

 die Entschädigung der 

geschädigten Person  1 bis 5 einhergeht oder zwischen den beteiligten 

Mitgliedstaaten nichts anderes vereinbart wurde,  mit 

Geldern, die aus der Vollstreckung der Einziehungsentscheidung stammen, wie folgt: 

a) Liegt der Betrag, der aus der Vollstreckung der Einziehungsentscheidung hervor-

gegangen ist, bei höchstens 10 000 EUR, so fließt er dem Vollstreckungsstaat zu 

oder 

b) liegt der Betrag, der aus der Vollstreckung der Einziehungsentscheidung hervor-

gegangen ist, über 10 000 EUR, so führt der Vollstreckungsstaat 50 % dieses Betrags 

an den Entscheidungsstaat ab.  
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Artikel 31  

Kosten 

(1) -

  Kosten, die 

ihm aus der Anwendung dieser Verordnung entstehen. 

(2)  Vollstreckungsbehörde kann der Entscheidungsbehörde  

die Kosten zu teilen, -

stellungs- 
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 32 

 

  ung 

  

  

 

 

 1 ersuchen. 
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Artikel 33 

Rechtsbehelfe im Vollstreckungsstaat gegen die Anerkennung und Vollstreckung einer 

Sicherstellungs-  

(1)  Personen haben das Recht, gegen  die Anerkennung und 

Vollstreckung von Sicherstellungsentscheidungen nach  7 und 

18   

Rechtsbehelfe einzulegen.  Rechtsbehelfs  vor einem 

Gericht des Vollstreckungsstaats nach dessen Recht . Im Falle von 

hungsentscheidungen kann das Einlegen eines Rechtsbehelfs aufschiebende 

Wirkung haben, sofern das nach dem Recht des Vollstreckungsstaats vorgesehen ist.  

(2) Die Sachgründe für den Erlass der Sicherstellungs- oder Einziehungsentscheidung können 

nicht vor einem Gericht des Vollstreckungsstaats angefochten werden.  

(3) Die zuständige Behörde des Entscheidungsstaats wird über alle gemäß Absatz 1 

eingelegten Rechtsbehelfe unterrichtet. 
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  8 der 

Richtlinie  

Artikel 34 

Erstattung 

(1) Haftet der Vollstreckungsstaat nach Maßgabe seines Rechts für Schäden, die einer 

betroffenen Person aufgrund der Vollstreckung einer ihm nach Artikel 4 übermittelten 

Sicherstellungsentscheidung beziehungsweise einer ihm nach Artikel 14 übermittelten 

Einziehungsentscheidung entstanden sind, so erstattet der Entscheidungsstaat dem 

Vollstreckungsstaat  

 der 

Schaden ganz oder teilweise ausschließlich auf das Verhalten des Vollstreckungsstaats 

zurückzuführen ist, einigen sich der Entscheidungs- 

 

(2) Absatz 1 lässt die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Schadenersatzansprüche 

natürlicher oder juristischer Personen unberührt. 
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 V  

 

Artikel 35 

Statistik 

 Die Mitgliedstaaten führen eine umfassende Statistik, die sie anhand der regelmäßig bei 

den zuständigen Behörden erhobenen Daten erstellen. Sie  Statistik jedes 

Jahr der Kommission. Statistik umfasst zusätzlich zu den in Artikel 11 Absatz 2 der 

Richtlinie 2014/42/EU genannten Daten - und 

hat, und  deren Anerkennung und 
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a) die Anzahl der Fälle, in denen eine geschädigte Person  dieser Verordnung aus 

den Vermögensgegenständen, die aus der Vollstreckung einer 

Einziehungsentscheidung hervorgegangen sind, entschädigt oder ihr die Rückgabe 

dieser Vermögensgegenstände zugestanden wurde; und 

 die durchschnittliche Dauer der Vollstreckung von Sicherstellungs-und 

Einziehungsentscheidungen  dieser Verordnung.  

Artikel 36 

Änderungen der Bescheinigung und des Formblatts  

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 37 delegierte Rechtsakte zur 

Änderung der in Anhang I bzw. II aufgeführten  zu erlassen. 
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Artikel 37 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem 

Artikel festgelegten Bedingungen übertragen. 

(2)  gemäß Artikel 36  

auf unbestimmte Zeit ab dem ...  übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 36 kann vom Europäischen Parlament oder vom 

Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Über-

einer 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über 

den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 

Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht 

berührt. 
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(4) sakts konsultiert die Kommission im Einklang 

 

 

 Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig 

dem Europäischen Parlament und dem Rat.  

 Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 36 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn 

weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten 

nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände 

erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 

beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf 

Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate 

 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 108
ANLAGE GIP.2  DE 
 

Artikel 38  

 Überprüfung 

Bis zum ... danach a  

erstattet die Kommission dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss über die Anwendung dieser Verordnung Bericht, unter anderem 

 

 tikel  2 und 

   

 

-  

  28, 29 
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Artikel 39 

Ersetzung 

Diese Verordnung ersetzt die Bestimmungen des Rahmenbeschlusses 2003/577/JI betreffend die 

Sicherstellung von Vermögensgegenständen für die durch diese Verordnung gebundenen 

Mitgliedstaaten mit Wirkung vom ...  

Diese Verordnung ersetzt den Rahmenbeschluss 2006/783/JI für die durch diese Verordnung 

 

Für die durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten gelten Verweise auf den 

Rahmenbeschluss 2003/577/JI betreffend die Sicherstellung von Vermögensgegenständen sowie 

Verweise auf den Rahmenbeschluss 2006/783/JI als Verweise auf diese Verordnung. 

 40 

 

 - und 

 

 Im Fall von Sicherstellungs- 

- 

 2003/577/JI 

und  

Artikel 41 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tr Amtsblatt der Euro-

päischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem ...   

Artikel 24 gilt  ab dem ...  
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den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu ...am ...... 

Im Namen des Europäischen Parlaments   Im Namen des Rates 

Der Präsident   Der Präsident 
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ANHANG I 

BESCHEINIGUNG  

  

 

Entscheidungsstaat: …………………………………………………………………………….. 

 

 

Vollstreckungsstaat: …………………………………………………………………………. 
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1.  

 

 

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 

 Ermittlungs- 

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 

2.  

  

  

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 
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 betroffene Person(en) 

 

 

1.  

  

 …………………………………………………………………………… 

 

Ggf. sonstige relevante  

 

 ............................................................................ ………………………………………… 
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- 

..…………………………………… 

 

…………………………………………………..................................... 

 

 

 

 

……………………………………………………………………………………………… 
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 Person, gegen die die Sicherstellungsentscheidung ergangen ist 

  

  

 

 

.......... 
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 Person, gegen die die Sicherstellungsentscheidung ergangen ist 

  

  

2. 

an dem die Sicherstellungsentschei  

………………………………………………………………………………………………………… 

3. 

 

………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………. 

4.  

………………………………………………………………………………………………….  
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enen Vermögensgegenständen 

1. Die Entscheidung betrifft (Zutreffendes ankreuzen): 

� einen Geldbetrag  

� einen bestimmten Vermögensgegenstand/bestimmte Vermögensgegenstände 

 

� einem Vermögensgegenstand mit   

2. Wenn die Entscheidung einen Geldbetrag 

 betrifft:  

- , in Ziffern und in Buchstaben 

: ………………………………………..  
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in der Entscheidung ausgewiesener einzuziehender Gesamtbetrag, in Ziffern und in Buchstaben 

( ): ……………………………………….. 

 Angaben: 

- Gründe für die Annahme, dass die betroffene Person über Vermögen/Einkommen im 

Vollstreckungsstaat verfügt: 

…………………………………………………………………………………….. 

- Beschreibung der Vermögensgegenstände/Einkommensquelle der betroffenen Person (sofern 

möglich):  

…………………………………………………………………………………….. 

- genauer Ort, an dem sich die Vermögensgegenstände/Einkommensquelle der betroffenen Person 

befinden (falls nicht bekannt, letzter bekannter Ort): 

……………………………………………………………………………… 

- betroffenen  ...............................  

................................................................................................................................................................ 
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3. 

……………………………………………………………………………………………….. 

Gründe für :  

� 

 

�  

im Vollstreckungsstaat registriert 

� der Entscheidungsbehörde hat berechtigte Gründe zu der Annahme, dass der bestimmte 

oder die Vermögensgegenstände, der/die Gegenstand der Entscheidung 

ist/sind, ganz oder teilweise im Vollstreckungsstaat belegen ist/sind.  

 Angaben: 

- Gründe für die Annahme, dass der oder die bestimmten 

Vermögensgegenstände im Vollstreckungsstaat belegen ist/sind:  

………………………………………………………………………………………… 
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-   

………………………………………………………………………………….. 

 - Ort, an dem sich der betreffende Vermögensgegenstand befindet (falls nicht bekannt, letzter 

bekannter Ort):  

………………………………………………………………………………….. 

 

Sonstige sachdienliche : 

………………………………………………… 
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1.  

 

-  

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 

-  

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 

-  

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 

-  

…………………………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………………………… 
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2. 

 

…………………………………………………………………………………………………… 

……………………………………………………………………………………………………. 

3. 

Entsche

geben Sie 

  

  

 Terrorismus 

 Menschenhandel 
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2017/1371, die die  

  

 -  
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en und -sorten 

  

  

  

  

 Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
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 ng 
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 -  

 Sabotage 

  

4.  

 

……………………………………………………………………………………………………….. 

 Entscheidung und/oder des Ersuchens um bestimmte 

 

�� 

 

………………………………………………………………………………………………. 
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��  

………………………………………………………………………………………………. 

 mehr als einem Vollstreckungsstaat 

übermittelt wurde, machen Sie bitte folgende Angaben: 

1. Eine Sicherstellungsbescheinigung wurde folgendem(n) anderen Vollstreckungsstaat(en) 

(Staat und Behörde) übermittelt: 

…………………………………………………………………………………… 

……………………………………………………………………………………. 

2.  wurde aus folgenden Gründen mehr als einem 
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� Es wird vermutet, dass die verschiedenen von der Entscheidung betroffenen 

Vermögensgegenstände in verschiedenen Vollstreckungsstaaten belegen sind. 

� Die Sicherstellung eines bestimmten Vermögensgegenstands erfordert Maßnahmen in mehr 

als einem Vollstreckungsstaat.  

    

� Der geschätzte Wert des Vermögensgegenstands, der im Entschei

irgendeinem Vollstreckungsstaat sichergestellt werden kann, reicht voraussichtlich nicht 

zur Sicherstellung des gesamten in der Entscheidung ausgewiesenen Betrags aus.  

�� : 

………………………………………………………………………………………….. 

3.  

………………………………………………………………………………………… 

………………………………………………………………………………………… 

4. 

 

………………………………………………………………………………………… 

………………………………………………………………………………………… 
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Entscheidungen oder Ersuchen 

 

 

-  

-  

-  

-  

–  

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=38037&code1=RAT&code2=&gruppen=Link:12697/18;Nr:12697;Year:18&comp=12697%7C2018%7C


 

 

12697/18   hs/HAL/ab 130
ANLAGE GIP.2  DE 
 

 

e an, ob 

 dieser Sicherstellungsbescheinigung eine im Entscheidungsstaat ergangene 

……………………………........................................................................................................... 

 

 

…………………………………………………………………………………………………… 
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1. 

Ersat

 

 Ja 

  

2.  

…………………………………………………………………………………………………. 
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1. 

 

 Ja  

  

 

 

……………….……………………………………… 

…………….…………………………………………. 

 

 

 

……………………………………………………………..  
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…………………………………………………………………………………………….  

……………………………………………………………………………………………. 

 

……………………………………………………………………………………………. 

……………………………………………………………………………………………. 

2. 

 

  

  

benachrichtigt. 
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-  

��   

�   

� Andere:............................................................ 
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..... 

 

………………………………………………………………. 

 ………………………………………………………………………………….. 

 ………………………………………………………………………………….. 

-/Ortsvo

………………………………………………. 

-

……………………………………………… 
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E-  

……………………………………………………………………………………….. 

 

 

 …………………………………………………………………………………… 

E-  

-------------------------------

………………………………………………………… 
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 …………………………………………………………………………………………… 

 

 

 

 Richter oder Gericht 

  

 

 

 

 

 

-

……………………………………………… 
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-

……………………………………………… 

E-  ………………………………………………………………………………… 

 

 

 die  

 die Stelle, die die Entscheidung validiert hat 

__________________ 

 

.................................................................................................................................................... 

 

 

 ………………………………………………………………………………………….. 
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, machen Sie bitte 

 

 

 

 

 

 

 

E-  

 

 

___________________ 
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1. 

…………………………………………………………………………………………….. 

2.  

…………………………………………………………………………………………….. 

3.  

4. 

……………………………………………… 
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 der 

(falls mehr als eine Person betroffen ist, machen Sie bitte 

Angaben zu allen Personen):  

1.  

i) Bei natürlichen Personen 

Name: ……………………………………………………………… 

Vorname(n): …………………………………………………………………………. 

Ggf. sonstige relevante Namen: ………………………………………………… 

Ggf. Aliasnamen: ………………………………………………….. 

Geschlecht: …………………….. 
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Staatsangehörigkeit: ……………………………………………….. 

Ausweis- oder Sozialversicherungsnummer, : ..…………………………………… 

Art und Nummer des Ausweisdokuments/der Ausweisdokumente (Personalausweis oder 

Reisepass), sofern verfügbar: 

…………………………………………………………………………. 

Geburtsdatum: ……………………………………………..... 

Geburtsort: ……………………………………………… 

Wohnsitz und/oder bekannte Anschrift (falls die Anschrift nicht bekannt ist, zuletzt bekannte 

Anschrift): 

………………………………………………………………………………………. 

Sprache(n), die die betroffene Person versteht: …………………………………………….. 
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ii) Bei juristischen Personen 

Name: ……………………………………………………………………………………. 

Rechtsform: 

Ggf. Kurzbezeichnung, üblicher Name oder Handelsname: ………………………..…… 

Eingetragener Sitz: ………………………………………………………………………. 

Registernummer: ………………………………………………………………………… 

Anschrift: …………………………………………………………………………….….. 

Name des Bevollmächtigten:….......................................................................................... 
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Stellung der betroffenen Person im Verfahren: 

  

  

2. Falls von der oben angegebenen Anschrift abweichend, geben Sie bitte den Ort an, an dem die 

Einziehungsentscheidung vollstreckt werden soll:  

………………………………………………………………………………………………… 

3. 

 

………………………………………………… 

…………………………………………………………………………………………………. 

4. Sonstige der Vollstreckung der Einziehungsentscheidung dienlichen Informationen: 

………………………………………………………………………………………………….. 
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: Auskünfte zu den von der Entscheidung betroffenen Vermögensgegenständen 

1.  

 

 

 

 

 

Richtlinie 

 

 aufgrun
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2.  

�� einen Geldbetrag 

�  

 

�  

3.  

 

-  

 

- 
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- 

 

…………………………………………………………………………………….. 

- 

 

……………………………………………………………………………………. 

- enen 

…………………………………………………………….. 

-  .............................  

.............................................................................................................................................................. 

4. 
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�� 

 

� 

 

� 

 

 

- 

………………………………………………………………. 

…………………………………………………………………………………. 
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–   

 …………………………………………………………………………………. 

 

…………………………………………………………………………………. 

  

………………………………………………… 

5.  

betrifft, geben Sie bitte an, ob 

 

�� Ja. 

�  
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……………………………........................................................................................................... 

 

 

–  

–  

– ......... 

–  

–  
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1. Zusammenfassung des Sachverhalts und der Gründe für den Erlass der 

Einziehungsentscheidung, einschließlich einer Beschreibung der Straftat(en) und anderer 

sachdienlicher Informationen: 

…………………………………………………………………………………………………….. 

2. Art und rechtliche Würdigung der Straftat(en), die Anlass zu der Einziehungsentscheidung 

gegeben hat/haben, und anwendbare Rechtsvorschrift(en): 

……………………………………………………………………………………………………….. 

3. Ist die Straftat, die Anlass zu der Einziehungsentscheidung gegeben hat, im 

Entscheidungsstaat mit einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß von mindestens drei Jahren 

bedroht und in der nachstehenden Auflistung von Straftaten enthalten? (Zutreffendes 

ankreuzen) 

nter den 
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 Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung 

  

 Menschenhandel 

  

 Illegaler Handel mit Suchtstoffen und psychotropen Substanzen 

 Illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen 

 Korruption 

  

 Betrug, einschließlich  die 
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 Wäsche von Erträgen aus Straftaten 

 Geldfälschung einschließlich Euro-Fälschung 

 Cyberkriminalität 

 

bedrohten Pflanzenarten und -sorten 

 Beihilfe zur unerlaubten Einreise und zum unerlaubten Aufenthalt 

  

 Illegaler Handel mit menschlichen Organen und menschlichem Gewebe 

 Entführung, Freiheitsberaubung oder Geiselnahme 

 Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
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 Organisierter oder bewaffneter Raub 

 Illegaler Handel mit Kulturgütern einschließlich Antiquitäten und Kunstgegenständen 

 Betrügerei 

 Erpressung und Schutzgelderpressung 

 Produktfälschung und Produktpiraterie 

 Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit 

 Fälschung von Zahlungsmitteln 

 Illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstumsförderern 

 Illegaler Handel mit nuklearen oder radioaktiven Substanzen 

 Handel mit gestohlenen Fahrzeugen 
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 Vergewaltigung 

 Brandstiftung 

 Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs fallen 

 Flugzeug- oder Schiffsentführung 

 Sabotage 

4.  

 

……………………………………………………………………………………………………….. 

 Sofern eine Einziehung

 

1. 

 

…………………………………………………………………………………… 

……………………………………………………………………………………. 

2. 
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�� verschiedenen von der Entscheidung betroffenen 

 

� 

 

 

�  + 

sichergestellt�

Entscheidungsstaat und in irgendeinem 

  

�  

………………………………………………………………………………………….. 

                                                 
+  ABl.: Bitte die Nummer dieser Verordnung (PE-CONS 38/18 - 

einfügen. 
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3.  

………………………………………………………………………………………… 

………………………………………………………………………………………… 

4. 

, 

 

…………………………………………………………………………………………… 

 

Geben Sie an, ob die Person  persönlich zu 

der Verhandlung erschienen ist, die zu der Einziehungsentscheidung im Zusammenhang mit einer 

rechtskräftigen Verurteilung geführt hat: 

1.  Ja, die Person ist zu der Verhandlung persönlich erschienen. 
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2.  Nein, die Person ist zu der Verhandlung nicht persönlich erschienen. 

3.  

statt. 

4. Wenn Sie Nummer 2 angekreuzt haben, geben Sie an, welcher der nachfolgenden Sacherhalte 

zutrifft: 

4.1a.  Die Person wurde 

geführt hat, sowie davon in Kenntnis gesetzt, dass eine Einziehungsentscheidung auch 

dann ergehen könnte, wenn sie zu der Verhandlung nicht erscheint.  

ODER 

4.1b.  Die Person wurde nicht persönlich vorgeladen, hat aber auf andere Weise tatsächlich 

geführt hat, Kenntnis erhalten, und zwar auf eine Weise, dass sich zweifelsfrei nachweisen 

ließ, dass sie von der anberaumten Verhandlung Kenntnis hatte; sie wurde davon in Kenntnis 

gesetzt, dass eine Einziehungsentscheidung auch dann ergehen kann, wenn sie zu der 

Verhandlung nicht erscheint.  
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ODER 

4.2.  die Person hat in Kenntnis der anberaumten Verhandlung einem Rechtsanwalt, der 

entweder von der betroffenen Person oder vom Staat bestellt wurde, das Mandat erteilt, sie 

bei der Verhandlung zu verteidigen, und ist bei der Verhandlung von diesem Rechtsanwalt 

tatsächlich verteidigt worden.  

ODER 

4.3.  

sie wurde ausdrücklich von ihrem Recht auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf ein 

Berufungsverfahren in Kenntnis gesetzt, an dem sie das Recht hatte teilzunehmen und bei 

dem der Sachverhalt, einschließlich neuer Beweismittel, erneut geprüft worden wäre und die 

ursprünglich ergangene Einziehungsentscheidung hätte aufgehoben werden können, und 

 die Person hat ausdrücklich erklärt, dass sie diese Einziehungsentscheidung nicht angefochten 

hat,  

ODER 

 die Person hat innerhalb der geltenden Frist keine Wiederaufnahme des Verfahrens bzw. kein 

Berufungsverfahren ersucht.  
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5. Wenn Sie Nummer 4.1b, 4.2 oder 4.3 angekreuzt haben, geben Sie bitte an, wie die 

betreffende Bedingung erfüllt wurde:.................................................................................. 

 

1. Bitte geben Sie an, 

 

 Ja 

  

2.  
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………………………………………………………………………………………………… 

  

…………………………………………………………………………………………………. 

  

…………………………………………………………………………………………………. 

 

 

1.  

 Eine Entscheidungs- 
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 Eine Entscheidungs- oder a

 

 

 

2. 

 

………………………………….. 

 

 

 

……………………………… 

………………………………………………………………………..…………………………… 

………………………………………………………………… 

…………………………………………………………… 

benachrichtigt. 
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K: Angaben zur Entscheidungsbehörde  

Name der Behörde: ………………………………………………………………………. 

 

Funktion  

Aktenzeichen: ………………………………….. 

Anschrift: ……………………………………………………………………………………….. 

-/Ortsvorwahl): 

……………………………………………… 

-/Ortsvorwahl): ……………………………………………… 

E-Mail: ……………………………………………………………………………………….. 

Sprachen, in denen mit der Entscheidungsbehörde kommuniziert werden kann: 

……………………………………………………………………………………….. 
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Kontaktangaben zu den Personen, die Zusatzauskünfte erteilen oder zu den praktischen 

Vorkehrungen für die Vollstreckung der Entscheidung oder die Übertragung von 

Vermögensgegenständen kontaktiert werden können (sofern von den obigen Angaben abweichend): 

........................................................... 

……………………………………………. 

Anschrift: ………………………………………………………………………..….. 

E-  

------------------------------- 

Unterschrift der Entscheidungsbehörde und/oder ihres Vertreters zur Bescheinigung der 

Genauigkeit und Richtigkeit des Inhalts der :……………………….. 

Name: ……………………………………………………………… 

 

Datum: ……………………………………………………………………………… 

(Ggf.) Dienststempel: …………………………………………………………………… 
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L: Zentralstelle 

Falls eine zentrale Stelle für die administrative Übermittlung und Entgegennahme von 

Einziehungsbescheinigungen im Entscheidungsstaat benannt wurde, geben Sie bitte Folgendes an: 

Name der Zentralstelle: ……………………………………………………………… 

Name des Ansprechpartners: ……………………………………….. 

 

Aktenzeichen:……………………………………………………………… 

Anschrift: ……………………………………………………………………………………….. 

………………………………………………………………… 

) (Ortsvorwahl): 

………………………………………………………………… 

E-Mail:…………………………………………………………………………. 
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M:  

  

 

 

Name des Kontoinhabers: …………………….. 

 

Geben Sie etwaige  :................... 
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